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- nachfolgend Antragsteller/-in genannt -

bezüglich der Montage von

Die o. g. Vertragspartner sind sich darüber einig, dass die Landeshauptstadt Dresden als Träger der
Straßenbaulast in Erfüllung der ihr obliegenden Aufgaben zur Errichtung der o. g.
Fahrradabstellanlage nicht verpflichtet ist.

, Dresden

und

/

Landeshauptstadt Dresden

Oberbürgermeister
Beigeordneten für Stadtentwicklung, Bau,
Verkehr und Liegenschaften
komm. Amtsleiter des Straßen- und Tiefbauamtes
Herrn Dr. Robert Franke
St. Petersburger Straße 9, 01069 Dresden

vertreten durch
vertreten durch

Fahrradanlehnbügel/-n (nachfolgend Fahrradabstellanlage genannt)
gemäß Anlage im Bereich der öffentlichen Straße

Sie vereinbaren auf der Grundlage des § 16 Straßengesetz für den Freistaat Sachsen (SächsStrG)
Folgendes:

1.

- nachfolgend Stadt genannt -

Auf Veranlassung des Antragstellers/der Antragstellerin (Antrag vom
errichtet die Stadt auf der o. g. Straße, Flurstück-Nr.

)

(siehe Lageplan gemäß Anlage), die o. g. Fahrradabstellanlage. Mit der Errichtung
beauftragt die Stadt ein fachlich geeignetes Unternehmen.

Zur Anwendung kommen Fahrradanlehnbügel entsprechend dem Gestaltungshandbuch der
Landeshauptstadt Dresden im ortsfesten Einbau.

2. Die Kosten der Herstellung der Fahrradabstellanlage einschließlich aller Nebenleistungen
trägt der/die Antragsteller/-in. Diese betragen pauschal Euro.

3. Die Beauftragung des Unternehmens durch die Stadt erfolgt unter der Bedingung, dass
der nach Ziffer 2. der Vereinbarung genannte Betrag binnen 14 Tagen nach beidseitiger
Unterzeichnung der Vereinbarung auf das Konto der Landeshauptstadt Dresden
IBAN: DE58 8505 0300 3159 0000 00, BIC: OSDDDE81XXX
unter Angabe des Verwendungszweckes

Straße und Hausnummer PLZ

eingezahlt ist.
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Dr. Robert Franke
komm. Amtsleiter

Unterschrift Antragsteller/-in

4. Die Stadt nimmt die Fahrradabstellanlage nach Fertigstellung ab. Diese ist gemäß § 2
SächsStrG Bestandteil und Zubehör der öffentlichen Straße und steht im Eigentum der
Stadt. Der Stadt obliegt die Unterhaltung und die Verkehrssicherungspflicht.

5. Für den/die Antragsteller/-in ergibt sich aus der Erstfinanzierung kein Anspruch auf zeitlich
unbeschränkten Bestand der Fahrradabstellanlage. Sollte aus straßenbaulichen, straßen-
verkehrlichen oder sonstigen Gründen eine Beseitigung oder Verlegung der
Fahrradabstellanlage erforderlich sein, wird hierdurch eine Rückerstattung der durch den/die
Antragsteller/-in übernommenen Herstellungskosten nicht begründet.

6. Eine Nutzung der Fahrradabstellanlage zu Werbezwecken ist nicht gestattet.

7. Besonderheiten für die Errichtung der Fahrradabstellanlage

Anlage: Lageplan

Landeshauptstadt Dresden
Straßen- und Tiefbauamt

Ort, Datum: Ort, Datum:
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